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Öffentliche Bekanntmachung 

der Genehmigung zur 

punktuellen Änderung des Flächennutzungsplanes “Neumatt Ost“ 
der Gemeinde Friesenheim im Bereich des Ortsteils Schuttern 

Der Gemeinderat der Gemeinde Friesenheim hat mit Beschluss vom 11.03.2024 in 
seiner öffentlichen Sitzung die punktuelle Änderung des Flächennutzungsplanes 
“Neumatt Ost“ im Bereich des Ortsteils Schuttern in der Fassung vom 21.02.2024 
festgestellt. 

Mit Entscheidung vom 17.04.2024, AZ.: P2023009, hat das Landratsamt Ortenaukreis 
die punktuelle Änderung des Flächennutzungsplanes “Neumatt Ost“ im Bereich des 
Ortsteils Schuttern in der Fassung vom 21.02.2024 genehmigt (§ 6 Abs. 1 Baugesetz-
buch - BauGB). Für den räumlichen Geltungsbereich der punktuellen Änderung des 
Flächennutzungsplanes “Neumatt Ost“ im Bereich des Ortsteils Schuttern ist der La-
geplan in der Fassung vom 21.02.2024 maßgebend. 

Die Erteilung der Genehmigung wird hiermit gemäß § 6 Abs. 5 BauGB ortsüblich 
bekannt gemacht. 

Mit dieser Bekanntmachung wird die punktuelle Änderung des Flächennut-
zungsplanes “Neumatt Ost“ im Bereich des Ortsteils Schuttern in der Fassung 
vom 21.02.2024 wirksam (§ 6 Abs. 5 BauGB). 
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Jedermann kann die punktuelle Änderung des Flächennutzungsplanes “Neumatt Ost“ 
im Bereich des Ortsteils Schuttern, bestehend aus Planfassung, Begründung mit Um-
weltbericht und zusammenfassender Erklärung bei der Gemeinde Friesenheim, Frie-
senheimer Hauptstraße 71, 77948 Friesenheim, Zimmer 02.03, zu den allgemeinen 
Öffnungszeiten einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen.  

Die Unterlagen können auch auf der Homepage der Gemeinde Friesenheim unter 
www.friesenheim.de - Wirtschaft & Bauen – Bauen und Wohnen – Bauleitplanverfah-
ren – Flächennutzungspläne – Punktuelle Änderung des Flächennutzungsplanes 
“Neumatt Ost“ im Bereich des Ortsteils Schuttern“ und im zentralen Internetportal des 
Landes Baden-Württemberg eingesehen werden. 

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängel der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen des  
§ 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
Unbeachtlich werden demnach 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächen-
nutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der punktuellen Änderung 
des Flächennutzungsplanes “Neumatt Ost“ im Bereich des Ortsteils Schuttern schrift-
lich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 

Hinweis:
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO zustande ge-
kommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig 
zustande gekommen (§ 4 Abs. 4 und 5 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg - 
GemO). 

Dies gilt nicht, wenn: 
1. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 

Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
2. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit 

widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 GemO ge-
nannten Frist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat  
oder die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Ge-
meinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen 
soll, schriftlich oder elektronisch geltend gemacht worden ist. 

Ist eine Verletzung nach § 4 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 GemO geltend gemacht worden, so 
kann auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 GemO genannten Frist jedermann 
diese Verletzung geltend machen. 
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Friesenheim, 16. Mai 2024 

Erik Weide 
Bürgermeister 


